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Fallbeispiel für einen ergänzenden Lohnkostenzuschuss nach dem SGB XII

Herr B. hat eine geistige Behinderung und einen Grad der Behinderung (GdB) von 50 v. H. Er wurde seit Oktober 2008 vom Integrationsfachdienst in Kooperation mit der Sonderschule für geistig behinderte Menschen der Gustav-Werner-Schule in seiner beruflichen Orientierung beraten und unterstützt. Nach einigen vorbereitenden Praktika wurde er aufgrund seiner hohen Arbeitsmotivation und Einsatzfreude bei den Praktika zum Schuljahr 2010/2011 in die für den Personenkreis der lern-/geistigbehinderten Menschen konzipierte Berufsvorbereitende Einrichtung (BVE) und Kooperative berufliche Bildung und Vorbereitung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt (KoBV)-Maßnahme aufgenommen. 

Im Rahmen dieser berufsvorbereitenden Maßnahme konnte Herr B. seine beruflichen Erfahrungen erweitern und den für ihn geeigneten Arbeitsbereich, Mitarbeit in der Fahrzeugaufbereitung, finden. Der derzeitige Arbeitgeber war bereit, Herrn B. ab September 2011 im Rahmen der KoBV-Maßnahme (Reha-Maßnahme der Bundesagentur für Arbeit, Stuttgart) in ein elfmonatiges Langzeitpraktikum zu übernehmen, um ihm die Arbeitsabläufe von Grund auf zu vermitteln und ihn gegebenenfalls im Anschluss an die Maßnahme in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis zu übernehmen.

Herr B. zeigte über den gesamten Praktikumszeitraum ein hohes Maß an Leistungsbereitschaft, Pflichtbewusstsein und Zuverlässigkeit, konnte aber bisher weder das erforderliche Arbeitstempo noch eine konstante und gute Arbeitsqualität erreichen.

Aufgrund seiner behinderungsbedingten Einschränkung sind seine Leistungsfähigkeit (trotz seiner hohen Motivation), seine Konzentration sowie seine Merkfähigkeit stark schwankend. Seine Arbeitsweise lässt bisher oft die notwendige Sorgfalt vermissen (obwohl er sich sehr darum bemüht), weshalb die Arbeitsausführung zeitaufwändig(er) ist, vom Arbeitgeber ständig kontrolliert und meist nachgebessert werden muss.

Da eine Übernahme in ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis zum Ende des elfmonatigen Praktikums daher nicht möglich war, wurde die Maßnahme nochmals um 7 Monate, bis März 2013, verlängert.

Der Arbeitgeber schätzt Herrn B.‘s hohe Motivation, sein Verantwortungsgefühl, seine Hilfsbereitschaft und seine Einsatzfreude und möchte ihm daher eine berufliche Chance bieten.

Da Herrn B.‘s durchschnittliche Arbeitsleistung bei ca. 30 % liegt, ist für eine Einstellung eine dementsprechende Förderung notwendig. Seitens der Bundesagentur für Arbeit sind Eingliederungszuschüsse von 50 %, eventuell max. 60 % des Arbeitgeberbruttoanteiles bei Einstellung denkbar. Diese Förderung reicht aber nicht aus, um die vorliegende behinderungsbedingte Minderleistung und den Betreuungsaufwand für den Arbeitgeber auszugleichen. Aktuell können lern-/geistigbehinderte Menschen aufgrund des Förderprogramms „Arbeit Inklusiv“ bis zu 5 Jahre eine Förderung von bis zu 70 % der Arbeitgeberbruttoaufwendungen erhalten.

Für eine Beschäftigung von Herrn B. ist dieser Förderumfang erforderlich und bedarf deshalb eines ergänzenden Lohnkostenzuschusses zur Aufstockung des Eingliederungszuschusses des Jobcenters.

Die Aufstockung durch einen ergänzenden Lohnkostenzuschuss kann während 36 Beschäftigungsmonaten durch das Integrationsamt des KVJS geleistet werden, sofern der Träger der Eingliederungshilfe vor Beschäftigungsbeginn die daran anschließende Förderung (ab dem 37. Monat) den ergänzenden Lohnkostenzuschuss zusagt und übernimmt.

Sollte die Zusage eines ergänzenden Lohnkostenzuschusses vom Träger der Eingliederungshilfe ausbleiben, wäre mit einer Aufnahme in eine Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) zu rechnen.

Hinweis:

Fallschilderung vom Integrationsfachdienst
